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UNTERNEHMER

1. Vermietung von Firmengebauden:
Vertraglich auf den Mieter umgelegte Grundsteuer gehdrt zum Gewerbeertrag

Bei der Berechnung der Gewerbesteuer muss der steuerliche Gewinn des Gewerbetriebs zunachst um
verschiedene gewerbesteuerliche Hinzurechnungen erhéht und um gewerbesteuerliche Kirzungen
vermindert werden, damit sich der Gewerbeertrag ergibt. Dieser ist die maRRgebliche Rechengrof3e fiir die
weitere Gewerbesteuerermittlung. Hinzuzurechnen ist beispielsweise ein Teil der Miet- und Pachtzinsen,
die ein Gewerbetreibender fir die Benutzung von fremden unbeweglichen Wirtschaftsgitern
(z.B. Firmengebauden) zahit.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass auch die Grundsteuer, die vertraglich auf den Mieter
oder Pachter eines Gewerbegrundstiicks umgelegt wird, zur Miete gehort und deshalb
gewerbesteuerrechtlich hinzuzurechnen ist. Im Urteilsfall hatte die klagende GmbH von ihren
Gesellschaftern ein Betriebsgebaude angemietet. Im Mietvertrag war vereinbart, dass die GmbH als Mieterin
die Grundsteuer tragen sollte. Das Finanzamt vertrat die Ansicht, dass die auf die GmbH vertraglich
umgelegte Grundsteuer zu der von ihr zu zahlenden Miete gehore und deshalb gewerbesteuerrechtlich
hinzuzurechnen sei. Das Finanzgericht sah dies anders und gab der Klage statt.

Der BFH gab nun jedoch dem Finanzamt recht und erklarte, dass der vom Gesetz verwendete Begriff der
Miet- und Pachtzinsen wirtschaftlich zu verstehen sei. Zu Miet- und Pachtzinsen gehoérten auch vom
Mieter getragene Aufwendungen, die - wie im vorliegenden Fall - nach dem gesetzestypischen
Lastenverteilungssystem eigentlich vom Vermieter zu tragen waren, aber verraglich vom Mieter
Ubernommen wirden. Schuldner der Grundsteuer war im vorliegenden Fall der Eigentimer, also der
Vermieter. Zivilrechtlich konnte er die Grundsteuer jedoch auf den Mieter abwalzen, so dass diese in den
Mietzins einfloss, der gewerbesteuerrechtlich hinzuzurechnen war.

Hinweis: Die Hinzurechnung kann also nicht dadurch reduziert werden, dass der Mieter bestimmte
Aufwendungen Ubernimmt, die eigentlich vom Vermieter zu tragen waren und Letzterer im Gegenzug
einen entsprechend geminderten Mietzins akzeptiert. Bereits im Jahr 2018 hat der BFH entschieden,
dass auch mieterseitig Ubernommene Instandhaltungsaufwendungen in der Regel als Miet- und
Pachtzinsen hinzugerechnet werden miissen.

2. Umsatzsteuererstattung:
Direktanspruch gegeniiber dem Fiskus

Nach der sogenannten Reemtsma-Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs (EuGH) kann ein
Leistungsempfanger die Erstattung einer rechtsgrundlos an den Leistenden gezahlten Umsatzsteuer direkt
vom Fiskus verlangen. Das Bundesfinanzministerium greift in einem aktuellen Schreiben dieses EuGH-Urteil
aus dem Jahr 2007 sowie weitere Urteile des Bundesfinanzhofs aus den Jahren 2015 und 2019 auf und
nimmt insbesondere zu den Voraussetzungen fir den Direktanspruch bei der Umsatzsteuer Stellung.
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Uber den Direktanspruch entscheidet das fiir die Umsatzsteuerfestsetzung des Leistungsempfangers
zustandige

Finanzamt im Rahmen eines Billigkeitsverfahrens. Zu beachten ist, dass der Leistungsempfanger seinen
Anspruch auf Erstattung der gezahlten Umsatzsteuer zunéchst zivilrechtlich gegeniber dem Leistenden
geltend machen muss. So-lange eine Inanspruchnahme des Fiskus durch den Leistenden aufgrund einer
Berichtigung des Steuerbetrags rechtlich mdéglich ist, kann nicht tber den Direktanspruch entschieden
werden.

Zudem ist ein Direktanspruch gegeniiber dem Fiskus ausgeschlossen, wenn der Anspruch gegeniiber dem
Leistenden zivilrechtlich bereits verjahrt ist. Darliber hinaus muss der Leistungsempfanger nachweisen,
dass der zivilrechtliche Anspruch gegeniiber dem Leistenden noch immer besteht und es unmdéglich ist, die
Erstattung der gezahlten Umsatzsteuer vom Leistenden zu erhalten.

Hinweis: Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde in diesem Zusammenhang angepasst.

3. Investitionsumsatz:
Vorsteuerabzug eines Gesellschafters

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat zum Vorsteuerabzug eines Gesellschafters im Zusammenhang
mit Investitionsumsatzen Stellung genommen. Es bezieht sich dabei auf die Rechtsprechung des
Europédischen Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesfinanzhofs (BFH) zum Vorsteuerabzug bei
Ubertragungsvorgangen auf Gesellschaften. Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde entsprechend
angepasst.

Leistet ein Gesellschafter bzw. eine Vorgriindungsgesellschaft bezogene Leistungen im Rahmen eines
eigenen umsatzsteuerlichen Unternehmens an die Gesellschaft weiter, so richtet sich der Vorsteuerabzug
aus den bezogenen Leistungen nach den allgemeinen Grundsatzen. Unter Berlcksichtigung der
EuGH- und BFH-Rechtsprechung kann einem Gesellschafter unter den Ubrigen Voraussetzungen der
Vorsteuerabzug auch aus einer bezogenen Leistung zustehen, die der Gesellschaft spater aul3erhalb eines
Leistungsaustauschs zuwachst (z.B. Weiterleistung durch einen ansonsten nicht unternehmerisch téatigen
Gesellschafter). Voraussetzung dafir ist, dass es sich aus Sicht der (geplanten) Gesellschaft um einen
Investitionsumsatz handelt und die beabsichtigte Tatigkeit der Gesellschaft einen Vorsteuerabzug nicht
ausschlief3t.

Der Begriff Investitionsumsatz umfasst dabei Vermdgenswerte (bezogene Lieferungen oder sonstige
Leistungen), die der Gesellschafter tatséchlich an die Gesellschaft tbertragt und die von dieser fir ihre
wirtschaftliche Tatigkeit genutzt werden.

Hinweis: Die Grundsatze dieses Schreibens sind in allen offenen Fallen anzuwenden.

4. Bundesfernstralenbau:
Verkehrsprojekte von Public-Private-Partnerships

Das FernstralRenbauprivatfinanzierungsgesetz (FStrPrivFinG) gilt seit 1994. Mit diesem Gesetz wurden
die rechtlichen Rahmenbedingungen fir Bau, Betrieb, Erhaltung und Finanzierung von 6ffentlichen Stral3en
durch Dritte geschaffen und fur die Nutzung der nach diesen Vorschriften errichteten Verkehrsprojekte bzw.
Streckenabschnitte wurde das Recht zur Erhebung einer Maut eingefiihrt.
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Ziel war bzw. ist es, die Verkehrsinfrastruktur zu verbessern. Im Rahmen des
Bundesfernstralenmautgesetzes (BFStrMG) vom 12.07.2011 wurden wichtige Regelungen im
Zusammenhang mit der Maut neu gefasst.

Beziglich der Betreiber von Verkehrsprojekten unterscheidet man zwischen sogenannten F-Modellen und
A-Modellen. Beim F-Modell kénnen Private den Neu- und Ausbau, die Erhaltung und den Betrieb von
BundesfernstraBen auf der Grundlage der von ihnen selbst erhobenen Mautgebiihren finanzieren. Das
Bundesverkehrsministerium wird ermachtigt, sowohl die entsprechenden Strafen oder Bauwerke als auch
die jeweilige Hohe der Mautgebihren (im Einvernehmen mit den betroffenen obersten
LandesstraBenbaubehdrden) durch Rechtsverordnung festzulegen.

Das A-Modell (Ausbaumodell) zielt auf den sechs- bzw. achtspurigen Ausbau von Autobahnabschnitten
durch Private ab, der sich in Abhangigkeit vom spéteren Verkehrsaufkommen aus der flachendeckend
vorgesehenen Lkw-Maut refinanziert. Das A-Modell umfasst den Ausbau zusétzlicher Fahrstreifen sowie die
Erhaltung und den Betrieb aller Fahrstreifen. Im Gegensatz zum F-Modell bleibt hier der Bund der Betreiber
im steuerrechtlichen Sinne.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat am 30.03.2022 ein Schreiben zur umsatzsteuerlichen Beurteilung
von Verkehrsprojekten durch Public-Private-Partnerships (PPP) im BundesfernstraBenbau herausgegeben.
In diesem Zusammenhang wurde der Umsatzsteuer-Anwendungserlass geandert. In seinem aktuellen
Schreiben thematisiert das BMF die umsatzsteuerliche Behandlung der F- und A-Modelle. Zudem fihrt es
aus, was bei der Erhebung der Maut zu beachten ist.

Hinweis: Unter Public Private Partnership wird eine offentliche Projektrealisierung unter privatem
Gewinnstreben verstanden, die moglichst den gesamten Lebenszyklus eines Bauprojekts umfasst (von
Planung Uber Bau, Betrieb, Erhaltung und evtl. sogar Verwertung).

5. Entspannen vor dem Abflug:
Ist die Zugangsberechtigung zu Flughafenlounges umsatzsteuerpflichtig?

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein aktuelles Schreiben zur Behandlung der Gewéahrung von
Zugangsberechtigungen zu sogenannten Flughafenlounges herausgegeben. Der
Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde in diesem Zusammenhang geandert.

Das BMF stellt klar, dass die Gewahrung einer Zugangsberechtigung zu Warteraumen in Flugh&fen eine
sonstige Leistung ist, die in einem engen Zusammenhang mit einem Grundstlick steht. Daher wird die
Leistung dort ausgefiihrt, wo sich das Grundstiick befindet. Sofern die Leistung im Inland steuerbar ist, ist
die Steuerbefreiung auf die Gewahrung der Zugangsberechtigung nicht anwendbar, da diese Leistung nicht
unmittelbar dem Bedarf an Luftfahrzeugen dient.

Sofern ein Passagier die Zugangsberechtigung zusammen mit der Flugbeférderung kauft, kann die
Gewahrung der Zugangsberechtigung auch eine unselbstandige Nebenleistung zur Flugbeférderung
darstellen. Dabei wird vorausgesetzt, dass der Warteraum nur im Zusammenhang mit dem Flug genutzt
werden kann und dazu dient, die Zeit vor dem Abflug deutlich komfortabler zu verbringen.

Eine Kombination der Flugbeférderung (Hauptleistung) mit der Zugangsberechtigung zu Warteraumen
(Nebenleistung) fihrt aber nicht zu einer Reiseleistung im Sinne des Umsatzsteuergesetzes. Es wird bei
Leistungen, die vor dem 01.07.2022 ausgefihrt werden, nicht beanstandet, wenn als Leistungsort nicht der
Belegenheitsort des Grundstiicks herangezogen wird.
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Hinweis: Die Grundsatze dieses Schreibens sind auf alle offenen Félle anzuwenden.

6. Liebhaberei:
Wie ist die Vermietung einer Burg einzuordnen?

Einer der Faktoren, die eine gewerbliche Tatigkeit begriinden, ist die Frage, ob mit dieser Tatigkeit
irgendwann ein Gewinn erzielt werden kann. Hintergrund dafir ist, dass Aufwendungen fir Téatigkeiten, bei
denen schon von Anfang an klar ist, dass sie sich niemals “lohnen“ werden, nicht steuermindernd
beriicksichtigt werden kdnnen. In einem solchen Fall wiirde die Tatigkeit als Liebhaberei gelten und sich
steuerlich  nicht  auswirken. Im  vorliegenden  Sachverhalt musste das  Finanzgericht
Mecklenburg-Vorpommern (FG) dariiber entscheiden, ob sich aus der Einstufung als Liebhaberei auch
Auswirkungen auf die Umsatzsteuer ergeben.

Der Klager ist seit 2004 Eigentimer der Burg A nebst Anbau. Im Januar 2008 erstellte ein Architekt ein
Konzept zur Sanierung der Gesamtanlage und zum Umbau des Anbaus in ein Gastehaus. Die
SanierungsmalRnahmen konnten jedoch aufgrund einer erheblichen Schadstoffbelastung nicht vollendet
werden. In den Jahren 2010 bis 2013 machte der Kléager die Vorsteuer aus den Sanierungskosten geltend.
Bei einer Betriebspriifung fir die Jahre 2012 bis 2013 gelangte der Priifer zu der Feststellung, dass es sich
bei der gewerblichen Vermietung der Burg von Anfang an um Liebhaberei gehandelt habe. Daraufhin
wurden die Einkommensteuerbescheide 2008 bis einschliel3lich 2014 geéndert und die Einkiinfte aus der
Burg nicht mehr beriicksichtigt. Auch die Umsatzsteuerbescheide 2010 bis 2013 wurden dahin gehend
geéandert, dass die Vorsteuer fir die Sanierung der Burg nicht mehr beriicksichtigt wurde.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG ist teilweise begrindet. In den angegriffenen
Einkommensteuerbescheiden habe das Finanzamt zu Recht die Einkiunfte aus Gewerbebetrieb nicht
beriicksichtigt. Es fehle an einer Gewinnerzielungsabsicht, denn es gebe keine Hinweise, dass
dauerhaft Gewinne durch die Burg erzielt werden sollten. Es fehle den Klagern auch an den dazu
erforderlichen finanziellen Mitteln. Hauptmotivation des Klagers sei der Erhalt des Familien(be)sitzes.

Es sei jedoch zu Unrecht der Vorsteuerabzug nicht anerkannt worden. Der Klager dirfe als Unternehmer
die Vorsteuer abziehen. Nach Ansicht des Gerichts plante er namlich durchaus, steuerpflichtige Umsatze
zu erzielen. Deshalb habe er einen Architekten beauftragt, der einen MaRnahmenplan erstellt habe. Dieser
sei durch ein ,Bewirtschaftungskonzept* einer Unternehmensberatung erweitert worden. Die festgestellte
ertragsteuerliche Liebhaberei habe keinen Einfluss auf die umsatzsteuerliche Beurteilung.

Hinweis: Das Finanzamt hat eine Ihrer Tatigkeiten als Liebhaberei eingestuft, aber Sie sind anderer
Meinung? Wir beraten Sie gern.

7. Bautragerfalle:
Aufrechnung durch das Finanzamt zweifelhaft

Das Finanzgericht Minster (FG) hat mit sechs Beschliissen im Rahmen von Verfahren Uber die Aussetzung
der Vollziehung zur Aufrechnung in Bautragerféllen entschieden. Es bestehen danach ernstliche Zweifel
an der Wirksamkeit von Aufrechnungen des Finanzamts mit im abgetretenen Werklohnforderungen gegen
Umsatzsteuererstattungsanspriiche.

In dem hier bepsprochenen Streitfall ging es um eine Bautragerin, die Bauleistungen von Subunternehmen
erhielt.
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Sie behielt die auf diese Leistungen entfallende Umsatzsteuer ein und fihrte sie an das Finanzamt ab, da
sie urspringlich die Auffassung vertrat, Steuerschuldnerin nach dem Reverse-Charge-Verfahren zu sein.
Spéter beantragte sie die Erstattung der zu Unrecht abgefiihrten Umsatzsteuer und berief sich dabei auf ein
Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) aus dem Jahr 2013. Die Umsatzsteuerfestsetzung wurde daraufhin
herabgesetzt.

Der Erstattungsbetrag wurde allerdings nicht ausbezahlt. Vielmehr lie sich das Finanzamt in Héhe der
Umsatzsteuer-betrage Werklohnnachforderungen von den Subunternehmen abtreten und rechnete
hiermit auf. Gegen die vom Finanzamt erlassenen Abrechnungsbescheide legte die Bautragerin Einspriiche
ein. Sie fihrte aus, dass die Forderungen wegen fehlender Gegenseitigkeit nicht aufrechenbar seien, berief
sich auf Verjahrung und machte ein Zurtickbehaltungsrecht geltend. Zudem beantragte sie die Aussetzung
der Vollziehung. Das Finanzamt lehnte dies ab, so dass die Bautragerin gerichtliche Aussetzungsantrage
stellte.

Das FG hat dargelegt, dass ernstliche Zweifel an der Wirksamkeit der erklarten Aufrechnungen bestehen.
Ob Finanz-gerichte generell Gber den Bestand und die Durchsetzbarkeit zivilrechtlicher Forderungen, mit
denen das Finanzamt aufgerechnet hat, selbst entscheiden diirfen oder ob vorab eine zivilgerichtliche
Entscheidung eingeholt werden muss, ist derzeit rechtlich noch nicht geklart. Eine Aufrechnung mit einer
rechtswegfremden Forderung sei gemaR BFH-Rechtsprechung nur mdglich, wenn diese unbestritten oder
rechtskréaftig festgestellt worden sei. Das war im Streitfall nicht gegeben, da die Bautragerin die
Durchsetzbarkeit der Werklohnforderungen in Frage stellte. Der gerichtliche Antrag auf Aussetzung der
Vollziehung sei daher geboten. Das FG hat jedoch die Aussetzung der Vollziehung von einer
Sicherheitsleistung abhangig gemacht. Diese darf die Bautrdgerin auch durch Abtretung ihres
Umsatzsteuererstattungsanspruchs erbringen.

Hinweis: Die Bautragerin hat Beschwerde gegen die Beschliisse eingelegt.

8. Kundenbindungsprogramm:
Wie sind Pramien steuerlich zu berticksichtigen?

Es gibt immer mehr Kundenbindungsprogramme. Eines davon ist das “Miles & More“-Programm, bei dem
sogenannte Bonusmeilen gesammelt und gegen Fliige getauscht werden kdnnen. Diese Fliige kénnen
sowohl privat als auch beruflich genutzt werden. Es stellt sich nun die Frage, ob und wie eine berufliche
Nutzung steuerlich zu berticksichtigen ist. Das Finanzgericht Hessen (FG) musste dariiber entscheiden.

Der Klager ist selbstédndig und ermittelt seinen Gewinn per Einnahmeniberschussrechnung. Bei der
Gewinnermittlung beriicksichtigte er die Aufwendungen fir betriebliche Fliige, die er wiederum komplett mit
durch betriebliche Reisen erwirtschaftete “Miles & More“-Pramien bezahlt hatte, als Betriebsausgaben in
Hohe der Flugkosten. Die Bonusmeilen unterlagen der Pauschalbesteuerung. Das Finanzamt erkannte die
Betriebsausgaben nicht an.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Bei Inanspruchnahme der Pramien sei es
beim Klager zu keinem Wertabfluss aus dem Betriebsvermdgen gekommen und somit auch nicht zu
Betriebsausgaben. Es liege auch keine den Gewinn mindernde Einlage vor. Die erworbenen Bonusmeilen
seien aufgrund ihrer betrieblichen Veranlassung Betriebsvermégen geworden. Bei der Gewinnermittiung
seien sie zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme als Betriebseinnahme zu erfassen. Wiirden die Bonuspunkte
fur berufliche Zwecke verwendet, stehe der fiktiven Einnahme ein entsprechender fiktiver
Werbungskostenabzug gegeniber.
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Eine Pauschalversteuerung kénne nur bei Verwendung der gewahrten Bonusmeilen fur private Zwecke
des Betriebsinhabers vorgenommen werden. Dies war hier jedoch nicht der Fall.

Hinweis: Sie sind sich nicht sicher, wie aufgrund von Kundenbindungsprogrammen erworbene Pramien
zu berlcksichtigen sind? Sprechen Sie uns gerne an.

9. Schuldzinsenhinzurechnung:
Wie werden Bauzeitzinsen bei der Gewerbesteuer berticksichtigt?

Zinsen, die wahrend der Bauzeit einer Immobilie anfallen, werden Bauzeitzinsen genannt. Im Rahmen der
Gewerbesteuer sind Zinsen fir Schulden teilweise hinzuzurechnen. Es stellt sich nun die Frage, ob
Bauzeitzinsen zu den Zinsen zéhlen, die zur Gewerbesteuer hinzuzurechnen sind. Dariiber musste das
Finanzgericht KoIn (FG) entscheiden.

Die Klagerin ist eine GmbH, die Bauprojekte durchfiihrt. Die Aufwendungen fir den Erwerb der Grundstiicke
und die Errichtung der Bauobjekte werden (ber Bankkredite und finanzielle Mittel anderer Gesellschaften
der Unternehmensgruppe finanziert. 2015 wurde eine Betriebsprifung fur die Jahre 2011 bis 2013
durchgefiihrt. Dabei wurde festgestellt, dass die GmbH fir den Bau der Objekte erhebliche
Finanzierungszinsen getragen hatte. Eine gewerbesteuerliche Hinzurechnung fiir diese Aufwendungen
nahm sie nicht vor. Das Finanzamt rechnete bei den zum Bilanzstichtag verkauften Gebauden die
Bauzeitzinsen dem Gewinn hinzu.

Die Klage vor dem FG gegen die Hinzurechnung war erfolgreich. Die Hinzurechnung der Bauzeitzinsen
fur die erstellten Bauobjekte sei zu Unrecht erfolgt. Nach dem Gewerbesteuergesetz konnten
Schuldentgelte nur hinzugerechnet werden, wenn sie bei der Gewinnermittlung abgesetzt worden seien. Die
Bauzeitzinsen seien von der Klagerin als Herstellungskosten von Wirtschaftsgiitern des Umlaufvermdgens
behandelt worden. Dies gelte auch unabhé&ngig davon, ob die Finanzierungskosten fiir ein Objekt im
Anlage- oder im Umlaufvermégen seien. Die Hinzurechnung sei ausgeschlossen, wenn die
Aufwendungen in die Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts eingeflossen seien. Die Rechtsprechung
habe klargestellt, dass, auch wenn Aufwendungen wie Zinsen den Herstellungskosten des
Umlaufvermégens zugeordnet wirden, diese begrifflich trotzdem Herstellungskosten und keine Mietzinsen
oder Schuldentgelte seien.

Hinweis: Liegt bei Ihnen ein ahnlicher Sachverhalt vor und hat das Finanzamt bei lhnen auch
unzutreffend Aufwendungen hinzugerechnet? Wir helfen Ihnen gern.

10. Ruckwirkender Antrag:
Kann nachtraglich eine Steuerbefreiung fir einen Sanierungsgewinn erfolgen?

Damit ein Unternehmen, das in wirtschaftliche Schieflage geraten ist, weiterbestehen und auch wieder
Ertrage erwirtschaften kann, kénnen ihm zum Beispiel Glaubiger betriebliche Verbindlichkeiten ganz oder
teilweise erlassen. Dadurch wird es saniert. Durch die Reduzierung der Verbindlichkeiten erhoht sich
jedoch das Betriebsvermégen des Unternehmens, was zu einem Gewinn fihrt, der steuerlich zu
beriicksichtigen ist. Da das Unternehmen aber kein wirkliches Geld erhalten hat, wiirde eine Steuerzahlung
wieder zu den gleichen Problemen fuhren. Es gab daher in bestimmten Fallen eine Steuerfreiheit, die
jedoch nicht im Gesetz verankert war. Erst spater erfolgte eine Aufnahme ins Gesetz, von der unter
bestimmten Voraussetzungen auch Altfélle erfasst wurden. Das Finanzgericht Baden-Wurttemberg (FG)
musste dartber entscheiden, ob ein abgeschlossener Altfall wieder aufgegriffen werden kann.
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Die Klagerin ist eine GmbH & Co. KG. Im Jahr 2009 verzichtete eine Glaubigerin auf eine Forderung. Im
Gewinnfeststellungsbescheid fir 2009 wurde kein Sanierungsgewinn beriicksichtigt. Nachrichtlich gab das
Finanzamt an, dass ein Sanierungsgewinn in Hthe von O0€ enthalten sei. Auch im
Gewerbesteuermessbescheid fir 2009 wurde dementsprechend kein Sanierungsgewinn beriicksichtigt. Die
Kommanditisten der Klagerin beantragten aber einen Erlass der Einkommensteuer, der allerdings abgelehnt
wurde. Am 14.11.2019, also nach der Gesetzesanderung, beantragte die Klagerin die Feststellung bzw.
Beriicksichtigung eines Sanierungsertrags. Da die Anderungsfristen bereits abgelaufen waren, lehnte das
Finanzamt dies ab.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Ein Sanierungsertrag sei gesondert
festzustellen. Die Feststellungsfrist fir die gesonderte und einheitliche Feststellung eines Sanierungsertrags
fir das Jahr 2009, bis zu deren Ende eine Anderung habe erfolgen kénnen, sei bereits zum 31.12.2016
abgelaufen. Durch den Antrag auf Feststellung bzw. Beriicksichtigung des Sanierungsertrags ergebe sich
auch keine neue oder verlangerte Feststellungsfrist. Ein Antrag auf Beriicksichtigung der neuen
Gesetzeslage sei kein riickwirkendes Ereignis, durch das sich eine Fristanderung ergebe. Die
Festsetzungsfrist fir die Einkommensteuer sei bereits abgelaufen gewesen und werde auch nicht durch die
Antrage gehemmt. Im Rahmen der Gewerbesteuer sei ein Sanierungsgewinn unmittelbar bei der Ermittlung
des Gewerbeertrags zu bericksichtigen. Aber auch bei der Gewerbesteuer sei bereits
Festsetzungsverjahrung eingetreten gewesen.

Die Revision wurde zugelassen und auch bereits eingelegt.

FREIBERUFLER

11. Freiberufliche Tatigkeit:
Wie wird ein Freiberufler aus Versehen gewerblich tatig?

Ein groRBer Unterschied zwischen Freiberuflern und Gewerbetreibenden ist im Steuerrecht die
Gewerbesteuer. Diese fallt bei einem Freiberufler nadmlich nicht an. Es kann jedoch sein, dass ein
Freiberufler aufgrund einer teils gewerblichen Tatigkeit doch vollumféanglich gewerbesteuerpflichtig wird.
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) musste in einem Fall entscheiden, in dem eine
Freiberufler-Gemeinschaftspraxis im Nachhinein als gewerblich eingestuft wurde.

Die Klagerin ist eine Gemeinschaftspraxis, die im Marz 2006 errichtet wurde. Sie ist in das
Partnerschaftsregister eingetragen. Im Gemeinschaftspraxisvertrag hatten sich sieben approbierte Zahnarzte
zusammengeschlossen, um gemeinsam Privat- und Kassenpatienten zu behandeln. Im Streitjahr betrug der
Umsatz eines Arztes nur 0,028 % des gesamten Praxisumsatzes. Dieser Partner war hauptsachlich mit der
Organisation und Verwaltung der Praxis beauftragt. Nach einer Betriebspriifung kam das Finanzamt zu dem
Ergebnis, dass die Gemeinschaftspraxis nicht mehr als freiberuflich, sondern als Gewerbebetrieb zu
qualifizieren sei.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Es handele sich um eine
Gemeinschaftspraxis, weshalb die Arzte als Mitunternehmer der Klagerin anzusehen seien. Die Tatigkeit
jedes Arztes misse durch unmittelbare, personliche und individuelle Arbeitsleistung des
Berufstragers gepragt sein. Dies kénne nicht durch eine besonders intensive leitende Organisationstatigkeit
ersetzt werden. Jeder Arzt misse einen wesentlichen Teil seiner Arbeitsleistung am Patienten
erbringen. Grundsétzlich sei eine Arbeitsteilung in einem Unternehmen nicht schéadlich, jedoch miisse jeder
Arzt aufgrund seiner personlichen Berufsqualifikation auch im arzttypischen Heilbereich tatig sein.
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Erledige er aber fast ausschlieRlich kaufmannische Aufgaben, sei er nicht freiberuflich tatig. Es liege dann
vielmehr eine gewerbliche Tatigkeit vor. Im Ergebnis flihrte die teilweise gewerbliche Tatigkeit dazu, dass
die gesamte Téatigkeit der Praxisgemeinschaft als gewerblich anzusehen war.

Die Revision beim Bundesfinanzhof wurde zugelassen und auch bereits eingelegt.

Hinweis: Sie haben Fragen zur Freiberuflichkeit? Wir beantworten sie gerne.

ARZTE UND HEILBERUFE

12. Privatkliniken:
Neue Grundséatze zur Umsatzsteuerbefreiung

Seit ca. 15 Jahren gibt es in der Rechtsprechung Diskussionen Uber die Anwendbarkeit der
Umsatzsteuerbefreiung auf Privatkliniken. Krankenhausbehandlungen und &rztliche Heilbehandlungen
einschlielich Diagnostik, Befunderhebung, Vorsorge, Rehabilitation, Geburtshilfe und Hospizleistungen
sowie damit eng verbundene Umséatze sind nach dem Umsatzsteuergesetz grundsatzlich steuerfrei -
vorausgesetzt, diese Leistungen werden von bestimmten Einrichtungen erbracht.

In einem aktuellen Urteilsfall waren Krankenhausleistungen strittig, die von 2009 bis 2012 erbracht wurden.
Das Finanzamt versagte die Umsatzsteuerbefreiung, da die Klagerin kein zugelassenes Krankenhaus war.
Das Finanzgericht setzte das Verfahren aus und fragte beim Europaischen Gerichtshof (EuGH) nach. Dieser
stellt klar, dass Privatkliniken &hnliche Rahmenbedingungen einhalten missen wie o6ffentlich-rechtliche
Kliniken (z.B. Vergleichbarkeit der Tagessatze und deren Berechnung). Entscheidend sei, welche finanzielle
Belastung der Patient am Ende der Behandlung selbst zu tragen hat. Indiz dafir kann die
Kostenlbernahme durch einen Trager aus dem System der sozialen Sicherheit sein. Ebenso kénnen die
Wirtschaftlichkeit und Leistungsfahigkeit der Klinik (Personal, Ausstattung, Raumlichkeiten) weitere
Kriterien fur die Vergleichbarkeit mit 6ffentlichen Krankenh&usern sein.

Hinweis: Es darf nun mit Spannung erwartet werden, wie das vorlegende Gericht die Aussagen des
EuGH auf den konkreten Fall anwendet.

Zum Hintergrund: Seit der Anpassung des Umsatzsteuergesetzes zum 01.01.2009 konnten viele
Privatkliniken die Umsatzsteuerbefreiung nicht mehr in Anspruch nehmen. Der Gesetzgeber knipfte die
Steuerbefreiung ab diesem Zeitpunkt flr Krankenhauser, die nicht von einem 6&ffentlich-rechtlichen Trager
betrieben wurden, an den Bedarfsvorbehalt des Sozialgesetzbuchs. Sofern ein Krankenhaus nicht in den
Krankenhausbedarfsplan des entsprechenden Bundeslandes aufgenommen war, konnte es die
Umsatzsteuerbefreiung nach deutschem Recht nicht erhalten. Der Bundesfinanzhof hatte allerdings schon
im Jahr 2015 entschieden, dass sich Privatkliniken unmittelbar auf europaisches Recht berufen kdnnen.

Ab 2020 wurde die Umsatzsteuerbefreiung fiir Privatkliniken ins deutsche Recht tibernommen. Danach sind
Krankenhausbehandlungen und &rztliche Heilbehandlungen eines Krankenhauses, das keine Einrichtung
des offentlichen Rechts ist oder bei dem es sich nicht um ein Plankrankenhaus gemaR Sozialgesetzbuch
handelt (Privatklinik), steuerfrei, wenn das Leistungsangebot der Privatklinik dem der zuvor genannten
Krankenhauser entspricht.
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Zudem missen Kosten von voraussichtlich mindestens 40 % der jéhrlichen Belegungs- oder

Berechnungstage auf Patienten entfallen, bei denen fir die Krankenhausleistungen kein héheres Entgelt
als fur allgemeine Krankenhausleistungen nach dem Krankenhausentgeltgesetz oder der
Bundespflegesatzverordnung berechnet wurde.

ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

13. Dienstwagen:
Kaufpramien und Steuervorteile machen Umstieg auf Elektro attraktiv

Viele Unternehmen tragen sich mit dem Gedanken, ihren betrieblichen Fuhrpark auf Elektro- oder
Hybridfahrzeuge umzustellen. Durch staatliche Kaufanreize, Steuervorteile und nicht zuletzt die hohen
Spritpreise wird ein solcher Umstieg zunehmend attraktiver. Die zentralen Vorteile im Uberblick:

o Elektroautopramien: Die Anschaffung von Elektroautos wird vom Bund und von den
Automobilherstellern derzeit Gber einen Umweltbonus und eine Innovationspramie von bis zu 9.000 €
gefordert. Diese Forderung gilt noch bis Ende 2022 und erstreckt sich sowohl auf Privatpersonen als
auch auf Unternehmen. Bei Leasingfahrzeugen bemisst sich die Hohe der Forderung an der
Leasingdauer, ab einer Laufzeit Uber 23 Monate gilt die ungekirzte Forderung, bei kirzeren
Vertragslaufzeiten fallt die Pramie geringer aus. Wer sich ein Plug-in-Hybridfahrzeug anschafft, kann
derzeit noch eine Foérderung von maximal 6.750 € beanspruchen. Ab 2023 soll sich die Foérderung
starker an einer positiven Klimawirkung der Fahrzeuge orientieren und die Zuschiisse verringern sich:
Elektroautos sollen nur noch mit maximal 4.000 € (2023) bzw. 3.000 € (2024 und 2025) gefordert
werden. Die Bundesregierung plant, die Férderung nur noch fiir Fahrzeuge zu gewéhren, die iber einen
hohen elektrischen Fahranteil und eine Mindestreichweite (ab 01.08.2023: 80 Kilometer) verfligen.
Bundeswirtschaftsminister Habeck lieR auch verlauten, dass die staatlichen Zuschisse fir
Plug-in-Hybrid-Autos zum Ende des Jahres 2022 auslaufen sollen.

e Versteuerung der Privatnutzung: Wahrend die private (Mit-)Nutzung eines herkémmlichen
Verbrenner-Dienstwagens in der Regel mit monatlich 1% des (ungekirzten) inlandischen
Bruttolistenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung versteuert werden muss, darf der anzusetzende
Bruttolistenpreis bei privat (mit-)genutzten Elektrofahrzeugen und Plug-in-Hybridfahrzeugen entweder
pauschal um die Batteriekosten gemindert oder von Vornherein nur anteilig angesetzt werden. Fir
Elektrofahrzeuge mit einem Bruttolistenpreis bis 60.000 €, die in der Zeit vom 01.01.2019 bis
31.12.2030 angeschafft werden, darf fir Zwecke der Nutzungsversteuerung nur ein Viertel des
Bruttolistenpreises angesetzt werden. Ist das Elektroauto teurer als 60.000 €, zeigt sich der
Steuergesetzgeber etwas weniger groRzigig. In diesem Fall darf der Bruttolistenpreis immerhin noch um
die Halfte reduziert werden. Die Anschaffung muss hier ebenfalls in der Zeit vom 01.01.2019 bis
31.12.2030 erfolgen. Bei extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen kann der Bruttolistenpreis zur
Halfte angesetzt werden, wenn das Fahrzeug eine Kohlendioxidemission von hdchstens 50 Gramm pro
Kilometer hat oder Uber bestimmte Mindestreichweiten verfiigt. Sofern die Bruttolistenpreise von
Elektrofahrzeugen oder Plug-in-Hybriden nicht lber die vorgenannten Bruchteilsansitze gemindert
werden kdnnen, gilt eine Auffangregelung, der sogenannte Nachteilsausgleich. Dieser sieht vor, dass
der Bruttolistenpreis zumindest pauschal um die darin enthaltenen Kosten fir das Batteriesystem
gemindert werden kann. Dies gilt, sofern das Fahrzeug vor dem 01.01.2023 angeschafft worden ist.
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o Kraftfahrzeugsteuer: Fir neu zugelassene Elektrofahrzeuge muss nach den derzeitigen Regelungen
zehn Jahre nach Erstzulassung keine Kfz-Steuer gezahlt werden; diese Befreiung gilt noch bis zum
31.12.2030. Plug-in-Hybride sind hingegen nicht befreit, bei ihnen berechnet sich die Steuer - wie bei
Verbrennern Ublich - nach dem Hubraum und den CO,-Emissionen.

14. Werksangehorigenrabatt:
Vergiinstigung beim Autokauf kann zu versteuernder Drittlohn sein

Zahlungen des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer sind in aller Regel als Arbeitslohn anzusehen, da sie
meist durch das individuelle Dienstverhaltnis veranlasst sind. Arbeitslohn kann ausnahmsweise aber auch
von dritter Seite gezahlt werden (z.B. von arbeitgeberfremden Einrichtungen), wenn sich die Zuwendung fir
den Arbeitnehmer als , Frucht* seiner Arbeit fir den Arbeitgeber erweist.

Hinweis: Die Annahme von Arbeitslohn hat in aller Regel zur Folge, dass die Zahlungen der Lohn- bzw.
Einkommensteuer unterliegen.

Wann Rabatte beim Kauf eines Autos zu einem lohnsteuerlich zu erfassenden Drittlohn fihren, hat nun der
Bundesfinanzhof (BFH) naher untersucht. Geklagt hatte ein Arbeitnehmer eines Automobilzulieferers, der bei
einem Autokauf von dem verbundenen Automobilhersteller einen Werksangehdérigenrabatt von 6.188 €
erhalten hatte. Der Automobilhersteller war an dem Zulieferer kapitalmaRig beteiligt und hatte zudem etliche
Arbeitnehmer an diesen entliehen (nicht aber den Klager, der direkt beim Zulieferer angestellt war).
Zwischen beiden Unternehmen bestand zudem eine Vereinbarung, nach der Neu- und Gebrauchtfahrzeuge
von Arbeitnehmern des Zulieferers zu den gleichen Konditionen erworben werden konnten wie von
Arbeitnehmern des Automobilherstellers.

Das Finanzamt besteuerte den gewahrten Rabatt insoweit als Arbeitslohn, als er Uber die Ublichen
Handlerabschlage hinausging. Vor dem Finanzgericht Koln konnte der Arbeithnehmer den Steuerzugriff
zunachst abwenden, unterlag nun jedoch in zweiter Instanz vor dem BFH. Die Bundesrichter hoben das
finanzgerichtliche Urteil auf und wiesen die Klage ab. Der gewéhrte Preisvorteil war nach Auffassung des
BFH als Arbeitslohn von dritter Seite zu werten, da entsprechende Rabatte nur Arbeitnehmern des
Automobilherstellers und verbundener Unternehmen eingerdumt worden waren.

Ware der Klager nicht Arbeitnehmer des Zulieferers gewesen, hatte er einen hoéheren Preis bezahlen
missen. Ein weiteres Indiz fir die Annahme von Arbeitslohn lag darin, dass die Arbeitnehmer des
Zulieferers in das Werksangehoérigenprogramm eingebunden worden waren.

Hinweis: Der Rabattfreibetrag von 1.080 € pro Jahr war vorliegend nicht anwendbar, da er nur fir
Zuwendungen des Arbeitgebers an seine Arbeithehmer gilt, nicht jedoch fiir Vorteile von Dritten.

15. Kaufkraftzuschldge zum 01.04.2022:
BMF verdffentlicht neue Gesamtibersicht

Sind Arbeitnehmer im Ausland tatig, zahlt ihr Arbeitgeber ihnen haufig Auslandszuschlage und einen
Kaufkraft-ausgleich, um den Mehraufwand auszugleichen, der durch das Leben im Ausland entsteht. Die
Steuerbefreiung der Auslandszuschlage und des Kaufkraftausgleichs ist im Einkommensteuergesetz
geregelt.
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Mit Schreiben vom 13.04.2022 hat das Bundesfinanzministerium (BMF) die Gesamtlbersicht Uber die
Kaufkraftzuschlage zum 01.04.2022 (mit Zeitraum ab dem 01.01.2020) veréffentlicht. Dargestellt sind darin
die aktuell geltenden Kaufkraftzuschlage in Prozent je nach Land.

Die Steuerbefreiung der Auslandszuschlage und des Kaufkraftausgleichs erfasst drei Personenkreise:

e Auslandsbedienstete im 6ffentlichen Dienst: Erfasst werden Arbeitnehmer, die zu einer inlandischen
juristischen Person des 6ffentlichen Rechts in einem Dienstverhéltnis stehen und dafir Arbeitslohn aus
einer inlandischen offentlichen Kasse beziehen. Deren Beziige sind steuerbefreit, soweit sie den
Arbeitslohn (bersteigen, der ihnen bei einer gleichwertigen Tétigkeit im Inland zustehen wiirde.
Beglinstigt werden konkret folgende Zahlungen nach dem Bundesbesoldungsgesetz (BBesG): der
Auslandszuschlag, der Mietzuschuss, die Zulage fiir besondere Erschwernisse, der
Auslandsverwendungszuschlag und der Kaufkraftausgleich.

e Auslandsbedienstete anderer Einrichtungen: Beglinstigt sind zudem Arbeitnehmer, die in einem
Dienstverhéltnis zu einer anderen Person als einer inlandischen juristischen Person des offentlichen
Rechts stehen. Voraussetzung fir die Steuerbefreiung von Beziigen dieses Personenkreises ist, dass der
Arbeitslohn nach den Grundséatzen des BBesG ermittelt, aus einer offentlichen Kasse gezahlt und ganz
oder im Wesentlichen aus 6ffentlichen Mitteln aufgebracht wird. Begiinstigt sind hiernach beispielsweise
die Arbeithehmer des Deutschen Zentrums fur Luft- und Raumfahrt e.V., der Max-Planck-Gesellschaft
oder des Goethe-Instituts.

e Arbeitnehmer der Privatwirtschaft: Darlber hinaus ist im EStG geregelt, dass bei Arbeitnehmern der
Privatwirtschaft (lediglich) ein gewahrter Kaufkraftausgleich steuerfrei bleibt. Die Befreiung ist also
enger gefasst als bei Arbeitnehmern des 6ffentlichen Dienstes, die alle Auslandsbeziige steuerbefreit
erhalten. Die Befreiung in der Privatwirtschaft ist zudem auf den Betrag begrenzt, der fiir vergleichbare
Auslandsdienstbeziige im offentlichen Dienst nach § 55 BBesG gezahlt werden kdnnte.

Der Umfang der Steuerfreiheit des Kaufkraftausgleichs bestimmt sich nach den Satzen des
Kaufkraftzuschlags zu den Auslandsdienstbeziigen im 6ffentlichen Dienst. Die Hohe der Kaufkraftzuschlage
wird alljahrlich im Bundessteuerblatt (Teil 1) veréffentlicht - die Gesamtibersichten werden zudem
vierteljahrlich fortgeschrieben.

16. Erbschaftsteuerlicher Wohnsitz:
Welche Besonderheit gilt bei Bediensteten der EU?

Fur Bedienstete der EuU gibt es einige Besonderheiten. So werden Beamte und sonstige Bedienstete, die
sich nur zur Ausibung einer Amtstatigkeit im Dienst der EU im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats niederlassen, so behandelt, als hatten sie ihren friheren Wohnsitz im Zeitpunkt des
Dienstantritts beibehalten. Das kann Auswirkungen auf die Steuerpflicht bei der Erbschaft- und
Schenkungsteuer haben, wie im vorliegenden Sachverhalt, (iber den das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG)
entscheiden musste.

Der Klager ist Osterreichischer Staatsbirger und seit 01.10.1995 Bediensteter der Europaischen
Investitionsbank in Luxemburg. Vor Dienstantritt und Umzug nach Luxemburg hatte er seinen Wohnsitz in
Osterreich. Im Jahr 2010 heiratete er. Der gemeinsame eheliche Hausstand befand sich bis 2017 in
Deutschland, danach zogen die Eheleute wieder nach Luxemburg. Im April 2017 erklarte der Klager
gegeniber dem Finanzamt in Deutschland, am 27.12.2013 eine Schenkung seines Bruders (ebenfalls
Osterreichischer Staatsbiirger) in Hohe von 300.000 € erhalten zu haben. Der Bruder hatte zu keinem
Zeitpunkt einen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt in Deutschland. Mit Bescheid vom 13.04.2017
setzte das Finanzamt 56.000 € Schenkungsteuer fest.

TREU 07_22 01.07.2022 Seite 12 von 26



TREUCONDA MAYRHOFER-GRIMM

Treuhand- und Wirtschaftsberarungsgesellschaft vereidigter Buchpriifer
mbH Steuerberatungsgesellschaft Steuerberater

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war erfolgreich. Das Finanzamt ging zu Unrecht davon aus, dass
der Klager in Deutschland der unbeschrankten Steuerpflicht unterliegt. Eine Schenkung unter
Lebenden unterliegt nach dem Erbschaftsteuergesetz dann der Schenkungsteuer, wenn der Schenker oder
der Erwerber zum malf3geblichen Zeitpunkt Inlander war. Zwar ist der Wohnsitz im Inland entscheidend, aber
dies kann durch den Einfluss des Unionsrechts modifiziert werden. Durch das Privilegienprotokoll wird
die Steuerpflicht des Klagers modifiziert. Danach gilt fir Beamte und sonstige Bedienstete der EU, dass fir
beispielsweise die Erbschaftsteuer der Wohnsitz unter bestimmten Voraussetzungen dort liegt, wo der
Bedienstete bei Dienstantritt seinen steuerlichen Wohnsitz hatte. Diese Voraussetzungen seien beim Klager
vollumfanglich erfiillt. Er habe demnach einen fiktiven Wohnsitz in Osterreich und nicht in Deutschland.
Dass der Klager aus familiaren Griinden einen Wohnsitz in Deutschland begriindet habe, sei fur die
Schenkung nicht relevant.

Hinweis: Sie haben Fragen zu Schenkungen und wie diese steuerlich behandelt werden? Wir helfen
Ihnen gern.

17.Bildungsreise:
Wann kdnnen Reisekosten als Werbungskosten bertcksichtigt werden?

Werbungskosten sind Aufwendungen, die einem Arbeitnehmer entstehen, damit dieser seinen Beruf
ausiiben kann. Dazu zahlen beispielsweise die Kosten fir Fahrten zwischen Wohnung und erster
Tatigkeitsstatte. Auch Reisekosten kénnen zu den Werbungskosten gehéren, wenn der berufliche Anteil
der Reise Uberwiegt. Es ist moglich, dass eine gemischt veranlasste Reise, die sowohl berufliche als auch
private Elemente enthalt, derart aufgeteilt wird, dass der beruflich veranlasste Teil berlcksichtigt werden
kann. Aber wie ist es, wenn eine solche Trennung nicht mdglich ist? Darliber musste das Finanzgericht
Miinster (FG) kirzlich entscheiden.

Die Klagerin war Lehrerin an einer Privatschule in Tragerschaft eines Bistums. Der Schultrdger organisierte
im Jahr 2019 eine Studienfahrt nach Israel. Das Programm umfasste unter anderem Besuche in Jerusalem
und Haifa und mehrere Gottesdienste. Das Finanzamt erkannte die Aufwendungen hierfir nicht als
Werbungskosten an und begriindete dies damit, dass es keinen Unterschied zu einer allgemein-touristischen
Reise gebe.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Der Werbungskostenabzug setze eine
berufliche Ver-anlassung der Kosten voraus. Privat veranlasste Kosten der Reise kénnten hingegen nicht
beriicksichtigt werden. Die Aufteilung der Kosten einer gemischt veranlassten Reise sei moglich, wenn sich
die Kosten nach objektiven Kriterien trennen lie3en. Die Israelreise sei unstreitig sowohl beruflich als auch
privat veranlasst gewesen. Eine Trennung der Kosten nach objektiven Kriterien sei jedoch in diesem Fall
nicht moglich. Dass die Reise beruflich férderlich gewesen sei, sei unbestritten. Aber die Reise sei auch
privat mitveranlasst gewesen. Das ergebe sich aus den Reisezielen von allgemein-touristischem und
kulturellem Interesse. Es sei zudem zu bertcksichtigen, dass es keine Kostenbeteiligung oder Freistellung
durch den Arbeitgeber gegeben habe.

Hinweis: Sie hatten Kosten, die beruflich und auch privat veranlasst waren? Wir helfen lhnen bei der
Aufteilung.
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18. Betriebliche Altersversorgung:
Zuschusspflicht des Arbeitgebers ab diesem Jahr auch fir Altvertrage

Die betriebliche Altersvorsorge (bAV) hat viele Gesichter. So kann eine freiwillige betriebliche Zusatzrente
Uber Direktversicherungen, Pensionskassen, Pensionsfonds, Direktzusagen oder Unterstiitzungskassen
realisiert werden. Mit der Durchfiihrung einer Entgeltumwandlung sind all diese Modelle fiir Arbeitnehmer
attraktiv, denn die Beitrage sind bei einigen Formen steuer- und sozialversicherungsfrei.

Hinweis: Entgeltumwandlung bedeutet, dass auf Wunsch des Arbeithehmers jeden Monat ein Teil des
Bruttolohns in einen Vertrag zur bAV abgefiihrt wird. Grundsatzlich ist das keine freiwillige Entscheidung
des Arbeitgebers, denn dieser ist gesetzlich verpflichtet, seinen Mitarbeitern eine bAV anzubieten.
Welches bAV-Modell angeboten wird, bleibt aber in der Regel dem Arbeitgeber tberlassen.

Da die Altersvorsorgebeitrage vom  Bruttolohn abflieBen, fallen keine Lohnsteuer und
Sozialversicherungsbeitrage an. Es gibt zwei verschiedene Freibetrage fir ein und dieselbe Einzahlung in
den bAV-Vertrag: Der eine Freibeitrag betrifft die Beitrdge zur Sozialversicherung, der andere die
Lohnsteuer: Die Sozialversicherung betreffend sind Einzahlungen im Jahr 2022 bis 3.384 € befreit. Erst bei
Einzahlungen dariiber werden die Beitragssatze erhoben. Der Freibetrag fir die Lohnsteuer betragt 6.768 €
im Jahr. Diese Freibetrdge betreffen Direktversicherungen, Pensionskassen oder Pensionsfonds. Bei
Vertrdgen mit Unterstiitzungskassen oder Direktzusagen greift zwar der Sozialversicherungsfreibetrag, die
Steuerfreiheit gilt aber unbegrenzt.

Durch die Absenkung der sozialversicherungspflichtigen Bruttobeziige der Beschaftigten spart der
Arbeitgeber bei den Lohnnebenkosten seiner Mitarbeiter rund 20 % ein. Diese Ersparnis kdnnen
Arbeitgeber nun nicht mehr fir sich allein verbuchen, denn einen Grof3teil davon bekommen Arbeitnehmer
jetzt Gber den verpflichtenden Arbeitgeberzuschuss als Unterstiitzung fir ihre Altersvorsorge zurlick. So
sieht es das Betriebsrentenstarkungsgesetz vor. Es wurde festgelegt, dass Arbeitgeber ihren Beschéftigten
Zuschiisse in Hohe von 15 % auf die Sparbeitrage gewéhren missen. Dies gilt seit dem Jahr 2019 fir
Neuvertrage und seit 2022 fir alle bestehenden Vertrage, also auch diejenigen, die vor 2019 geschlossen
wurden. Davon profitieren Beschaftigte mit Direktversicherungen, Pensionskassen und Pensionsfonds. Fir
Unterstiitzungskassen und Direktzusagen gilt dies nicht.

HAUSBESITZER

19. Grundsteuerreform:
Ab Juli kénnen Eigentimer ihre Erklarungen abgeben

Die Umsetzung der Grundsteuerreform geht einen weiteren Schritt voran: Immobilieneigentimer missen
zwischen Juli und Oktober 2022 ihre Erklarung zur reformierten Grundsteuer abgeben. Die entsprechende
Aufforderung hat das Bundesfinanzministerium im Marz 2022 verdéffentlicht.
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Abgefragt werden in der neuen Grundsteuererkldrung unter anderem Angaben zur Lage des Grundstiicks
(einschlielich  Gemarkung und Flurstiick), Grundsticksflache, Bodenrichtwert, Wohnflache und
gegebenenfalls Grundstiicks- oder Gebaudeart sowie das Baujahr. Etliche Angaben kénnen dem
Kaufvertrag, dem Grundbuchauszug, Mietvertrdgen und - bei Wohnungseigentum - der Teilungserklarung
entnommen werden. Die Bodenrichtwerte lassen sich aus dem internetbasierten Informationssystem BORIS
entnehmen.

Die Steuererklarungen missen grundsatzlich elektronisch per Elster abgegeben werden. Soweit die
elektronische Ubermittlung nicht zumutbar ist, kann das Finanzamt aber ausnahmsweise die Abgabe in
Papierform ermdglichen. Hierfir stehen Vordrucke bereit. Bei der Abgabe der Erklarung kann lhr
Steuerberater behilflich sein.

Aus den Angaben aus der Grundsteuererklarung wird von den Finanzamtern ein sogenannter
Grundsteuerwert

berechnet. Erhalten die Grundbesitzer vom Amt spater einen Bescheid liber den Grundsteuerwert oder den
Grundsteuermessbetrag, dann ist zunachst einmal noch nichts zu zahlen, denn diese Mitteilungen dienen
nur der Information. Erst danach wenden die Stadte und Gemeinden auf den ausgewiesenen Betrag ihren
individuellen Hebesatz an und berechnen dann die zu zahlende Steuer. Eigentiimer werden erst im Jahr
2025 erfahren, was die Reform fur sie personlich
bedeutet, denn erst dann werden von den Stadten und Gemeinden die neuen Grundsteuerbescheide mit
Zahlungsaufforderung verschickt.

Hinweis: Die Reform der Grundsteuer ist erforderlich, da das Bundesverfassungsgericht im April 2018
das bisherige Bemessungsverfahren fir verfassungswidrig erklart hat. Es stellte umfassende
Ungleichbehandlungen bei der Bewertung von Grundbesitz fest.

20. Privates VeraulRerungsgeschaft:
Wann Sie den Buchwert als Enthahmewert ansetzen missen

Wenn Immobilien des Privatvermdgens innerhalb der zehnjahrigen Spekulationsfrist veraufRert werden,
muss der erzielte VerauRBerungspreis abziglich der urspriinglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten
und der VeraufRerungskosten als Gewinn aus privaten VerauRBerungsgeschéaften versteuert werden. Eine
die Zehnjahresfrist auslosende Anschaffung liegt auch vor, wenn eine betriebliche Immobilie durch
Entnahme in das Privatvermdgen gelangt. Fir die Ermittlung des Gewinns sind dann nicht die
urspriinglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Ubertragers heranzuziehen, sondern der bei der
Uberfiihrung aus dem Betriebsvermégen angesetzte Entnahmewert.

Welche - erheblichen - steuerlichen Auswirkungen ein solcher Wertansatz haben kann, zeigt ein neuer Fall
des Bundesfinanzhofs (BFH), in dem eine Grundstiicksgemeinschaft, bestehend aus zwei Geschwistern, ein
Grundstlick binnen der Zehnjahresfrist verauRert hatte, wobei der Vater der Geschwister das Grundstiick
zuvor aus seinem land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermdgen entnommen und im Rahmen der
vorweggenommenen Erbfolge auf die Kinder Ubertragen hatte. Einen Entnahmegewinn hatte der Vater
damals nicht versteuert.

Die Kinder verduBerten das Grundstiick far 570.600€ und wollten bei der Berechnung des
VerauRerungsgewinns einen Entnahmewert von 556.335 € vom VerauRerungspreis abziehen. Diesen Wert
leiteten sie aus dem Wert des Nachbargrundstiicks ab, das im zeitlichen Zusammenhang mit der damaligen
Entnahme zu einem entsprechenden Preis verkauft worden war.
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Das Finanzamt brachte jedoch nur die urspriinglichen Anschaffungskosten des Grundstlicks (den Buchwert)
von 11.582 € in Abzug, so dass ein steuerpflichtiger VerauRerungsgewinn von 559.018 € verblieb.

Die Geschwister zogen gegen diesen Wertansatz bis vor den BFH, jedoch ohne Erfolg. Die Bundesrichter
folgten der Berechnung des Finanzamts und erklarten, dass der Entnahmewert nur dann anstelle der
Anschaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen sei, wenn er damals durch den Entnehmer auch
tatsachlich zugrunde gelegt worden sei. Dies war hier aber nicht der Fall, da der Vater das Grundstiick
ohne Aufdeckung der stillen Reserven (erfolgsneutral) aus dem Betriebsvermdgen entnommen hatte. Somit
war der zum Zeitpunkt der Entnahme bestehende Buchwert (11.582 €) bei der Ermittlung des privaten
VerauRerungsgewinns maflgebend.

ALLE STEUERZAHLER

21.Uberlange Verfahrensdauer:
Kein Entschadigungsanspruch wegen Corona-Verzégerungen

Wenn ein  Gerichtsverfanren  unangemessen lang dauert, kann die Klagerseite eine
Entschadigungszahlung wegen Uberlanger Verfahrensdauer nach dem Gerichtsverfassungsgesetz
(GVG) geltend machen. Nach der bisherigen Rechtsprechung ist die Verfahrensdauer bei finanzgerichtlichen
Klageverfahren mit typischem ,Streitstoff* allerdings noch angemessen, wenn das Finanzgericht gut zwei
Jahre nach dem Klageeingang damit beginnt, das Verfahren einer Entscheidung zuzufiihren - und seine
Aktivitaten dabei nicht mehr nennenswert unterbricht. Der Zweijahreszeitraum ist keine feste Fristsetzung,
die Angemessenheit der Verfahrensdauer richtet sich vielmehr nach den Umstanden des Einzelfalls,
insbesondere nach der Schwierigkeit und der Bedeutung des Verfahrens sowie dem Verhalten der
Beteiligten.

Hinweis: Das GVG sieht pro Jahr der Verzégerung einen Entschadigungssatz von 1.200 € (100 € pro
Verzdgerungsmonat) vor.

In einem neuen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun entschieden, dass eine durch die
Corona-Pandemie eingetretene Verzdgerung im Sitzungsbetrieb eines Finanzgerichts nicht zur
Unangemessenheit der Verfahrensdauer fihrt, so dass keine Entschadigung gezahlt werden muss.

Im zugrundeliegenden Fall hatte der Klager zwei Jahre nach Klageeingang eine Verzégerungsriige wegen
der Besorgnis erhoben, dass das Verfahren nicht in angemessener Zeit abgeschlossen werde. Das
Klageverfahren wurde acht Monate spater - nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung — mit
Zustellung des Urteils beendet. Die nachfolgend vom Klager erhobene Klage auf Entschadigung wegen
Uberlanger Verfahrensdauer in H6he von mindestens 600 € wies der BFH ab.

Die Bundesrichter erklarten, dass der Entschadigungsanspruch zwar verschuldensunabhéngig sei, so dass
es nicht auf ein pflichtwidriges Verhalten bzw. Verschulden der mit der Sache befassten Richter ankomme.
Nach den Erwagungen des Gesetzgebers missten aber die Umstande, die das Verfahren verzégern,
zumindest innerhalb des staatlichen Einflussbereichs liegen. Dies sei vorliegend nicht der Fall gewesen,
denn die mehrmonatige Verzogerung des Ausgangsverfahrens habe auf Einschrankungen des
finanzgerichtlichen Sitzungsbetriebs ab Marz 2020 infolge der Corona-Pandemie beruht und der dagegen
ergriffenen SchutzmaBnahmen. Es habe sich nicht um ein spezifisch die Justiz betreffendes Problem
gehandelt, da andere offentliche und private Einrichtungen und Betriebe ebenso betroffen gewesen seien.
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Die Corona-Pandemie sei - jedenfalls zu Beginn - als aul3ergewothnliches und in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland beispielloses Ereignis anzusehen, das weder in seinem Eintritt noch in seinen
Wirkungen vorhersehbar gewesen sei.

22.Volljahrige Kinder:
Kindergeldanspruch wegen Berufsausbildung erlischt bei langfristiger Krankheit

Volljahrige Kinder werden kindergeldrechtlich bis zu ihrem 25. Geburtstag beriicksichtigt, wenn sie noch fir
einen Beruf ausgebildet werden oder eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatz nicht
beginnen oder fortsetzen konnen. Eine Kindergeldgewahrung wegen Berufsausbildung des Kindes
scheidet nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) aber aus, wenn die Ausbildung wegen einer
nicht nur voriibergehenden Erkrankung des Kindes auf Eis liegt.

Im zugrundeliegenden Fall hatte ein junger Erwachsener wahrend seiner Ausbildung einen schweren Unfall
mit Schéadelbasisbruch und Schédel-Hirn-Trauma erlitten und nach seinem Krankenhausaufenthalt
verschiedene RehamaRnahmen durchlaufen, von denen die letzte 17 Monate nach dem Unfall begann. Das
Finanzgericht (FG) sprach der Mutter in erster Instanz einen Kindergeldanspruch fir die ersten acht Monate
nach dem Unfall zu, weil das Ausbildungsverhéltnis nach Gerichtsmeinung fortbestanden hatte und der Wille
belegt war, die Ausbildung baldméglichst fortzusetzen.

Der BFH ist dem nun entgegengetreten, hat die FG-Entscheidung aufgehoben und die Sache zur weiteren
Sachaufklarung an das FG zurlickverwiesen. Nach Ansicht der Bundesrichter befindet sich ein Kind nur
dann in einer kindergeldrechtlich anzuerkennenden Berufsausbildung, wenn es sein Berufsziel noch nicht
erreicht hat, sich aber ernsthaft und nachhaltig darauf vorbereitet. Eine lediglich voriibergehende
Unterbrechung der Ausbildung wegen einer Erkrankung gefahrdet den Kindergeldanspruch zwar nicht; wird
die Erkrankung aber mit hoher Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate andauern, kann das Kind nicht
mehr wegen einer laufenden Ausbildung berlicksichtigt werden.

Hinweis: Das FG muss nun in einem zweiten Rechtsgang prifen, ob die sechs Monate Ubersteigende
Erkrankungsdauer bereits in den ersten Monaten nach dem Unfall mit hoher Wahrscheinlichkeit
erwartbar gewesen ist. Falls zunachst eine schnellere Genesung mdoglich schien, kénnte der
Kindergeldanspruch fir diesen Zeitraum noch wegen eines fortbestehenden Ausbildungsverhaltnisses
begriindet sein. Fir die Monate, in denen die schnelle Genesung nicht (mehr) mdglich schien, ist der
Kindergeldanspruch aber ebenfalls noch nicht endgiiltig verloren: Hier muss geprift werden, ob das
Kindergeld moglicherweise aufgrund einer Behinderung zuerkannt werden kann.

23. Nachlassverbindlichkeit:
Auch Baukosten fur aufwendiges Mausoleum kénnen Erbschaftsteuer mindern

Kosten fiur die Bestattung des Erblassers, ein angemessenes Grabmal, die Ubliche Grabpflege und fir die
Abwicklung, Regelung oder Verteilung des Nachlasses oder zur Erlangung des Erwerbs sind als
Nachlassverbindlichkeiten bei der Erbschaftsteuer abziehbar. Fur diese Kosten kann ohne Nachweis ein
Pauschbetrag von 10.300 € angesetzt werden.

Fur einen Erben aus Bayern war dieser Pauschbetrag allerdings nur ein Tropfen auf dem heif3en Stein, denn
er hatte fir seinen verstorbenen Bruder ein Mausoleum fiir 420.000 € errichten lassen. Der Bruder war
zunachst in einem herkémmlichen Grab bestattet worden, das aufwandige Mausoleum sollte seine zweite,
endgliltige Grabstatte sein. Die Kosten wollte der Erbe als Nachlassverbindlichkeit in Abzug bringen.
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Finanzamt und Finanzgericht (FG) lehnten jedoch ab und erklarten, dass nur Kosten fiir ein zuerst
errichtetes Grabmal abziehbar seien.

Vor dem Bundesfinanzhof (BFH) erzielte der Erbe nun jedoch einen Etappenerfolg, denn die Bundesrichter
hoben das ablehnende FG-Urteil auf und verwiesen die Sache zur Verhandlung zuriick. Sie betonten, dass
die Kosten fir ein angemessenes Grabmal des Erblassers auch dann abziehbar seien, wenn es sich dabei
um ein ,Zweitgrab“ handele. Voraussetzung sei aber, dass der Erblasser dort seine letzte Ruhe finde.

Nach Auffassung des BFH sind zwar grundsatzlich nur die Kosten fiir ein zuerst errichtetes Grabmal
abzugsféhig, es kann aber auch Falle geben, in denen der Verstorbene aus verschiedenen Griinden
zunachst nur provisorisch in einer ersten Grabstéatte und dann im Anschluss dauerhaft in einem Zweitgrab
bestattet wird. Fir das zweite Grabmal sind Kosten in angemessener Hohe abzugsfahig. Was angemessen
ist, bestimmt sich im Einzelfall danach, wie der Erblasser gelebt und wie viel er hinterlassen hat. Aul3erdem
ist zu berlcksichtigen, welche Brauche und religibsen Vorgaben in seinen Kreisen fur eine wirdige
Bestattung Ublich sind.

Im zweiten Rechtsgang wird das FG nun festzustellen haben, ob die Erstgrabstatte lediglich eine
provisorische Zwischenlésung war. Ferner missen ausreichende Nachweise Uber die tatséchliche
Errichtung des zweiten Grabmals sowie die Zahlung der behaupteten Aufwendungen vorliegen. Sollten
diese Voraussetzungen alle erflllt sein, muss noch Uber die Angemessenheit des Aufwands fir die
Zweitgrabstatte entschieden werden. Gegebenenfalls missen die abziehbaren Kosten auf ein
angemessenes Mald gekirzt werden.

24.Verschiebung einer Gerichtsverhandlung:
Nur echte , Last-Minute-Antrage” erfordern direkten Krankheitsnachweis

Ist ein Prozessbeteiligter zu einer mindlichen Verhandlung geladen und aus erheblichen Griinden
verhindert (z.B. wegen Krankheit), sollte er bei Gericht méglichst friihzeitig einen Terminverlegungsantrag
stellen. Ubergeht das Gericht den (begriindeten) Antrag und fuhrt die Verhandlung ohne den Erkrankten
trotzdem durch, verletzt es den Anspruch auf Gewéahrung rechtlichen Gehdrs, so dass die gerichtliche
Entscheidung spéater angefochten werden kann.

Hinweis: Wie hoch die Hirden fiir die Glaubhaftmachung der Terminverlegungsgriinde sind, richtet sich
nach dem Zeitpunkt der Antragstellung: Grundsatzlich missen die Griinde fir eine Terminverlegung nur
.auf Verlangen“ des Richters glaubhaft gemacht werden. Wird der Verlegungsantrag aber ,in letzter
Minute* vor dem Termin gestellt, muss der Antragsteller von sich aus alles unternehmen, um seinem
Antrag zum Erfolg zu verhelfen (z.B. direkt ein arztliches Attest Uber die Verhandlungsunfahigkeit
einreichen). Ein solcher ,Last-Minute-Antrag” liegt nach der Rechtsprechung vor, wenn er erst am
Verhandlungstag selbst oder am Vortag nach Dienstschluss gestellt wird.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass flr einen am Vormittag des Vortags der
Verhandlung gestellten Antrag nur dann die erhdhten Nachweisanforderungen fir ,Last-Minute-Antrage”
gelten, wenn besondere Umstande hinzutreten, beispielsweise, wenn dem Antrag keine Kontaktdaten
des Antragstellers enthommen werden kdnnen.

Im zugrundeliegenden Fall hatte ein Klager am Vortag um 10:04 Uhr per Fax die Vertagung der mindlichen
Verhandlung beantragt. Das Finanzgericht (FG) hatte den Antrag als ,Last-Minute-Antrag“ angesehen, da es
einen ,besonderen Umstand” darin sah, dass im Antrag keine Telefonnummer angegeben war.
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Der BFH lehnte die Einordnung als ,Last-Minute-Antrag” jedoch ab und verwies darauf, dass das FG die
Telefonnummer des Klagers ohne weiteres Uber eine Internetrecherche hatte in Erfahrung bringen kénnen.
Der Klager war somit nicht unerreichbar gewesen, so dass flr den Terminverlegungsantrag nicht ein von
Vornherein zu erbringender Krankheitsnachweis gefordert werden konnte.

25. Airbnb-User aufgepasst:
Vermietungsplattformen mussen Daten offenlegen

Auf Internetportalen wie Airbnb, Wimdu oder 9flats.com konnen Privatpersonen ihren Wohnraum zur
(Unter-)Vermietung anbieten. Wer sich auf diese Weise etwas hinzuverdient, sollte wissen, dass er durch
diese Vermietungsaktivitaten in aller Regel steuerpflichtige Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung
erzielt. Vermieter sollten nicht davon ausgehen, dass sie mit ihren Vermietungsaktivitdten verborgen ,unter
dem Radar* der Finanzéamter agieren konnen. Da private Zimmervermietungen Uber Onlineportale
mittlerweile eine beachtliche GréRenordnung erreicht haben, interessieren sich auch die Finanzbehérden
verstarkt fir die Geschéftsaktivitaten auf Vermietungsplattformen und richten Sammelauskunftsersuchen
an die Plattformen, um an die Identitdten von Vermietern zu gelangen.

Der Gerichtshof der Europaischen Union (EuGH) hat nun in einem neuen Urteil entschieden, dass es nicht
dem Europarecht widerspricht, wenn elektronische Vermittlungsplattformen durch regionale
Rechtsvorschriften dazu verpflichtet werden, der Steuerverwaltung Auskinfte Gber Vermietungsaktivitaten zu
Ubermitteln. Zugrunde lag der Entscheidung der Fall der Firma Airbnb Ireland, die durch die belgische
Region ,Briissel Hauptstadt* aufgefordert worden war, der Belgischen Steuerverwaltung entsprechende
Angaben zu Ubermitteln. Der EuGH teilte die Einwadnde von Airbnb gegen diese Anordnung nicht.
Insbesondere sahen die Europarichter keinen Versto3 gegen den Grundsatz des freien
Dienstleistungsverkehrs und keine Diskriminierung gegenuber den Vermittlungsplattformen.

Hinweis: Auch das Oberverwaltungsgericht des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit einem Beschluss
im Jahr 2021 gezeigt, dass private Vermieter die Anonymitét des Internets nicht tiberschatzen sollten. In
dem Fall musste eine Vermietungsplattform gegeniiber der Stadt Koln die Daten von registrierten
privaten Vermietern im Stadtgebiet offenlegen.

Wer seinen Wohnraum bisher méglicherweise steuerunehrlich vermietet hat, sollte also schnellstmdglich fiir
Transparenz sorgen. Um gegeniiber dem Fiskus reinen Tisch zu machen, empfiehlt es sich haufig, eine
strafbefreiende Selbstanzeige einzureichen. Falls Sie diese Option erwégen: Sie sollten vorab unbedingt
Rucksprache mit Ihrem steuerlichen Berater halten.

26. AulRergewdhnliche Belastungen:
Unterhalt an geduldete Angehdrige ist nicht absetzbar

Wer seinen auslandischen Angehdrigen die Einreise nach Deutschland ermdglich will, kann sich nach dem
deutschen Aufenthaltsgesetz gegeniiber der Auslanderbehodrde verpflichten, hierzulande fir den
Lebensunterhalt der Angehorigen aufzukommen. Entsprechende Unterhaltszahlungen sind nach einem
neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) jedoch nicht als auBergewdhnliche Belastung absetzbar, wenn die
unterstiitzten Angehdérigen in Deutschland lediglich geduldet und nicht unterhaltsberechtigt sind.

Im zugrundeliegenden Fall hatten in Deutschland lebende Eheleute 2014 eine entsprechende
Verpflichtungserklarung abgegeben, damit die Schwester der Ehefrau samt Schwager und Nichte aus der
Ukraine nach Deutschland einreisen durfte (mit einem Schengen-Visum).
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Spater erhielten sie den Aufenthaltsstatus ,Aussetzung der Abschiebung”, was eine Duldung bedeutete. Die
anfallenden Unterhaltsleistungen in Héhe von 15.827 € machten die Eheleute als auRergewdhnliche
Belastung in ihrer Einkommensteuererklarung geltend.

Der BFH lehnte einen steuerlichen Abzug ab und verwies darauf, dass Unterhaltszahlungen nach dem
Einkommensteuergesetz nur absetzbar seien, wenn sie an gesetzlich unterhaltsberechtigte Personen
flossen, also Verwandte in gerader Linie wie Kinder, Enkel wund Eltern. Ein solches
Verwandtschaftsverhaltnis lag im zugrundeliegenden Fall nicht vor. Eine gesetzliche Unterhaltsberechtigung
lieR sich auch nicht aus der abgegebenen Verpflichtungserklarung ableiten, denn durch diese wurde
lediglich ein 6ffentlich-rechtlicher Kostenerstattungsanspruch der Ausléanderbehérde begriindet und kein
Anspruch des Ausléanders gegeniber ,seinem* Verpflichteten.

Hinweis: Nach einer Weisung der Finanzverwaltung kénnen Unterhaltszahlungen zwar auch bei Abgabe
einer Verpflichtungserklarung - wie im Urteilsfall - abgesetzt werden, hierfir wird aber vorausgesetzt,
dass die unterstitzten Personen in Deutschland eine Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis haben.
Dies war vorliegend aber nicht der Fall.

27.Kunstliche Befruchtung im Ausland:
Behandlung mit gespendeter Eizelle ist nicht absetzbar

Wenn Paare ihren Kinderwunsch mittels kiinstlicher Befruchtung umsetzen wollen, kdnnen sie die dabei
entstehenden Behandlungskosten in vielen Fallen als aulergewbhnliche Belastungen in der
Einkommensteuererklarung absetzen. Der Fiskus erkennt die Kosten an, wenn entweder eine
krankheitsbedingte Empfangnisunfahigkeit der Frau oder eine krankheitsbedingte Sterilitdt des Mannes
vorliegt. Weitere Voraussetzung ist, dass das Behandlungsverfahren in Deutschland gesetzlich zugelassen
ist, insbesondere den Regelungen des Embryonenschutzgesetzes (ESchG) entspricht. Erfolgt die Behand-
lung im Inland, sehen die Finanzamter diese Voraussetzung als erfillt an. Bei Behandlungen im Ausland
wird einzelfallabhéngig gepriift, ob sie tatsachlich in Ubereinstimmung mit der deutschen Rechtsordnung
erfolgt sind.

Der Bundesfinanzhof hat unter Rickgriff auf diese Grundsatze nun entschieden, dass eine kinstliche
Befruchtung im Ausland nicht absetzbar ist, wenn sie unter Verwendung gespendeter Eizellen erfolgt ist.
Die Bundesrichter sahen in diesem Vorgehen eine Unvereinbarkeit mit dem deutschen ESchG und
verwiesen darauf, dass die Verwendung von gespendeten Eizellen in Deutschland unzulassig sei. Hierbei
sei nicht danach zu differenzieren, ob es sich um eine ,kommerzielle* Eizellenspende handele oder um eine
Spende aus der Verwandtschaft.

Geklagt hatte ein Ehepaar aus Bayern, das nach vier Fehlgeburten und vier erfolglosen
Kinderwunschbehandlungen in Deutschland schlieRlich Hilfe im Ausland gesucht hatte. Die Frau hatte sich
dort eine gespendete Eizelle ihrer Schwester einsetzen lassen. Mit Erfolg, denn spéter gebar sie Zwillinge.

28. Neue Allgemeinverfigung:
Einspriche gegen zumutbare Belastung werden zuriickgewiesen

Krankheits- und Pflegekosten miissen nach dem Einkommensteuergesetz um eine zumutbare Belastung
gemindert werden, bevor sie sich steuermindernd als aul3ergewdhnliche Belastungen auswirken.
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In den vergangenen Jahren waren immer wieder Musterverfahren vor den Gerichten zu der Frage gefuhrt
worden, ob Krankheits- und Pflegekosten aus verfassungsrechtlichen Griinden vom Abzug einer zumutbaren
Belastung ausgenommen werden missen. Steuerbescheide ergingen deshalb als in dieser Frage vorlaufig.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte die Kirzung der Kosten immer wieder verteidigt. Die dagegen erhobenen
Verfassungsbeschwerden waren vom Bundesverfassungsgericht nicht zur Entscheidung angenommen
worden.

Nachdem mittlerweile die letzten Revisionsverfahren zur Thematik beendet sind und die geltende
Gesetzeslage damit bestéatigt worden ist, hat das Bundesfinanzministerium im Méarz 2022 entschieden, dass
Steuerbescheide nicht mehr langer vorlaufig zur Frage des Abzugs einer zumutbaren Belastung bei
Krankheits- und Pflegekosten ergehen.

Auch die noch offenen Einspruchsverfahren zur Thematik werden nun ,abgewickelt“; Mit Allgemeinverfiigung
vom 07.04.2022 haben die obersten Finanzbehorden der Lander erklart, dass alle an diesem Tag noch
anhangigen und zul&ssigen Einspriiche gegen den Abzug einer zumutbaren Belastung bei Krankheits- und
Pflegekosten allgemein zuriickgewiesen werden. Gleiches gilt fir Antrage auf Aufhebung oder Anderung
einer Einkommensteuerfestsetzung.

Hinweis: Zu einer Allgemeinverfligung greift die Finanzverwaltung, um anhangige Masseneinspriiche
und Massenantrage zu Rechtsfragen zuriickzuweisen, die zwischenzeitlich schon vom Gerichtshof der
Europaischen Union, vom Bundesverfassungsgericht oder vom BFH entschieden worden sind.
Betroffene Einspruchsfiihrer kdnnen gegen die Allgemeinverfiigung nun nur noch innerhalb eines Jahres
vor dem zustandigen Finanzgericht klagen.

29. Kosten einer Klage:
Wer tragt die Kosten, wenn ein Nachweis erst im Klageverfahren erbracht wird?

Wird ein Grundstiick vererbt oder verschenkt, muss dessen Wert festgestellt werden, damit die korrekte
Steuer ermittelt werden kann. Hierfir gibt es verschiedene Verfahren, die von der Art des Grundstiicks
abhangen. Ein Grundstiick mit einem Mietshaus ist beispielsweise anders zu bewerten als ein unbebautes
Grundstlick. Aber auch wenn es Verfahren zur Feststellung eines Werts gibt, hat der Steuerpflichtige die
Méoglichkeit, einen niedrigeren Wert durch ein Gutachten nachzuweisen. Im vorliegenden Fall wurde das
Gutachten jedoch zu spét vorgelegt und es stellte sich daraufhin die Frage, wer die Kosten fir die Klage
Ubernehmen muss. Das Finanzgericht Hamburg (FG) musste dartber entscheiden.

Es ging um die gesonderte und einheitliche Feststellung des Grundbesitzwerts fir zwei
Mehrfamilienhausgrundstiicke. Im Einspruchsverfahren beantragten die Klager eine Herabsetzung der
festgesetzten Werte ohne weitere Begriindung. Die Klage begriindeten sie dann mit der Vorlage eines
Gutachtens, welches zundchst vom Finanzamt mit dem Hinweis auf Fehler abgelehnt wurde. Das FG
gab den Klagern die Gelegenheit zur Nachbesserung und schlug alternative Werte vor, auf die sich die
Beteiligten dann auch einigten.

Somit musste das FG nur noch Uber die Kosten entscheiden. Nach dem Gesetz kdnnen einem Beteiligten
die Kosten ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn die Kosten durch sein Verschulden entstanden sind
oder wenn die Entscheidung - hier der Verfahrensausgang - auf Tatsachen beruht, die er friher hatte
geltend machen kdénnen und sollen. Demnach haben die Klager die Kosten zu tragen, da sie das Gutachten
erst im Klageverfahren vorgelegt haben. Die Klager hatten vor dem gerichtlichen Verfahren Zeit gehabt, das
Gutachten vorzulegen. Aus dem Sachverhalt ergebe sich auch nicht, dass das Finanzamt die Klager in das
Klageverfahren gedrangt habe.
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Aufgrund der Korrespondenz sei vielmehr davon auszugehen, dass das Finanzamt das Gutachten
abgewartet hatte. Das Gutachten habe am Anfang noch nicht den Anforderungen entsprochen. Es kdnne
aber davon ausgegangen werden, dass das Klageverfahren hatte vermieden werden koénnen, wenn die
Klager rechtzeitig ein ordnungsgemaies Gutachten vorgelegt hatten.

Hinweis: Notwendige Unterlagen und Informationen sollten zeitnah an das Finanzamt Ubermittelt
werden. Wir helfen Ihnen dabei!

30. Allergien:
Wann Medikamente und Therapien steuerlich abziehbar sind

Schon in den ersten Frihlingstagen leiden viele Pollenallergiker: Eine laufende Nase, Niesanfélle, Miidigkeit
und sogar Atemnot setzen ein und sorgen alljahrlich dafir, dass sie sich nicht langer sorglos in der freien
Natur bewegen kénnen.

Wer an Heuschnupfen leidet, sollte wissen, dass er die Kosten fir Medikamente und Therapien unter
gewissen Voraussetzungen als aullergewdhnliche Belastungen in seiner Einkommensteuererklarung
absetzen kann. Die Kosten flr Medikamente werden anerkannt, wenn dem Finanzamt die entsprechende
Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers vorgelegt wird - dies gilt auch fur frei verkaufliche
Medikamente. Bei chronischen Krankheiten, zu denen auch Allergien z&hlen, reicht ein einmaliges
arztliches Attest aus. Es muss also nicht vor jedem Kauf in der Apotheke erneut ein Rezept eingeholt
werden. Bei rezeptpflichtigen Medikamenten, wie beispielsweise Kortison-Sprays, konnen die
Rezeptgebihren ebenfalls steuerlich berlicksichtigt werden.

Auch schulmedizinische oder alternative Therapien wie Desensibilisierungen, Akupunktur oder
Bioresonanztherapien koénnen regelmalig als Krankheitskosten abgesetzt werden, wenn folgende
Voraussetzungen erfillt sind:

o Die Kosten werden selbst getragen und nicht von der Krankenkasse oder einer Zusatzversicherung
ersetzt. Mogliche Erstattungen sind unabhangig vom Erstattungszeitpunkt bei der Steuererklarung immer
abzuziehen.

e Die Behandlung erfolgt durch einen Therapeuten, der den staatlich anerkannten Heilberufen angehort.
Ein aufgesuchter Heilpraktiker muss also amtlich zugelassen sein.

e Vor Beginn der Therapie muss ein Attest vorliegen, das die Notwendigkeit der Therapie bestatigt. Fir
schulmedizinische und wissenschaftlich anerkannte Behandlungen reicht ein normales &arztliches Attest
aus. Handelt es sich um wissenschaftlich nicht anerkannte Heilmethoden, ist ein amtsérztliches Attest
oder eine Bescheinigung des medizinischen Dienstes der Krankenkassen erforderlich.

Sind all diese Punkte erfillt, sollten auch die Fahrtkosten nicht vergessen werden, denn auch Kosten fir
unumgangliche Fahrten zum Arzt oder zum Krankenhaus sind abziehbar. Bei der Nutzung eines Pkw
erkennt das Finanzamt die Kosten an, die fur offentliche Verkehrsmittel entstehen wiirden. Macht der
Steuerzahler glaubhaft, dass er keine zumutbare offentliche Verkehrsverbindung nutzen konnte, ist ein
Kostenabzug von 0,30 € pro gefahrenem Kilometer erlaubt.
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Hinweis: Zu beachten ist, dass sich Krankheitskosten nur dann steuermindernd auswirken, wenn sie die
zumutbare Belastung Ubersteigen. Dieser Eigenanteil liegt zwischen 1% und 7 % der jahrlichen
Einklinfte und hangt von der Einkommenshdhe, dem Familienstand und der Kinderanzahl ab. Eine
alleinstehende Person mit 40.000 € Jahreseinkommen muss beispielsweise Krankheitskosten bis ca.
2.246 € pro Jahr selbst tragen, nur die dartiber hinausgehenden au3ergewohnlichen Belastungen wirken
sich steuermindernd aus. Allein die aufgrund von Heuschnupfen anfallenden Krankheitskosten werden
die Schwelle der zumutbaren Belastung daher haufig nicht erreichen. Es miissen also noch weitere
Krankheitskosten hinzukommen, um eine steuermindernde Wirkung zu erzielen.

31. Spritpreise und Tankrabatt:
Welche Steuern und Abgaben an der Zapfséaule fallig werden

Autofahrer miissen an deutschen Tankstellen immer tiefer ins Portemonnaie greifen. Anfang des Jahres
stieg der CO,-Preis zunachst von 25 € auf 30 € pro Tonne, so dass sich Benzin und Diesel zunachst um
rund 1,5 Cent pro Liter verteuerten. Bis 2025 wird der der CO,-Preis schrittweise weiter auf 55 € je Tonne
steigen. So sollen die Anreize erhoht werden, den fossilen Kraftstoffverbrauch und damit auch die
CO,-Emissionen im StralRenverkehr zu verringern.

Einen weiteren, noch viel erheblicheren Preissprung erlebten Autofahrer dann infolge des Ukraine-Konflikts.
Zur Entlastung hat die Politik mittlerweile einen Tankrabatt auf den Weg gebracht, mit dem die
Energiesteuer auf Kraftstoffe in der Zeit vom 01.06. bis 31.08.2022 gesenkt wird. Rein rechnerisch bedeutet
dies eine Entlastung von etwa 30 Cent pro Liter bei Benzin und 14 Cent pro Liter beim Diesel. Die daraus
resultierenden Mindereinnahmen fir den Fiskus werden auf 3,15 Milliarden € beziffert. Die
Mineralélkonzerne sollen die Steuersenkung direkt an den Zapfsaulen weiterreichen. Ohne diesen
befristeten Tankrabatt gestaltet sich die Steuer- und Abgabenbelastung auf Benzin und Diesel wie folgt:

Benzin Diesel
Energiesteuer 65,45 Cent pro Liter 47,04 Cent pro Liter
CO,-Preis 7,06 Cent pro Liter 7,98 Cent pro Liter
Erdolbevorratungsabgabe 0,27 Cent pro Liter 0,30 Cent pro Liter
Mehrwertsteuer 19 % vom Nettoverkaufspreis | 19 % vom Nettoverkaufspreis

32. Gefluchtete und Asylsuchende:
Jeder bekommt eine steuerliche Identifikationsnummer

Jede Person, die in Deutschland steuerpflichtig ist, erhalt eine steuerliche ldentifikationsnummer (IDNr).
Zustandig fur deren Vergabe ist das Bundeszentralamt fir Steuern (BZSt). Wichtig ist die Nummer
beispielsweise zur Aufnahme eines Beschaftigungsverhaltnisses und zur Beantragung von Kindergeld.

Ebenfalls wichtig ist der Hinweis, den das BZSt fir alle hat, die beispielsweise gefliichteten Menschen dabei
helfen, im Erwerbsleben FulR3 zu fassen: Auch Geflichtete und Asylsuchende erhalten eine IDNr, da die
unbeschrankte Einkommensteuerpflicht auch fir Personen gilt, die in das Bundesgebiet einreisen und
zunachst vielleicht in Erstaufnahme-einrichtungen, Turnhallen oder Wohncontainern untergebracht sind.

AngestoRen wird die IDNr-Vergabe durch die Anmeldung einer Person bei der zustandigen
Meldebehdrde am Unterbringungsort. Sobald die Meldebehdrde die Daten dieser Person in das
Melderegister aufgenommen hat, erfolgt eine automatisierte Mitteilung an das BZSt.
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Damit die Vergabe der IDNr moglichst schnell erfolgen kann und das Mitteilungsschreiben den Betroffenen
auch erreicht, ist es wichtig, dass bei der melderechtlichen Erfassung der Person méglichst vollstandige und
genaue Angaben gemacht werden (z.B. bei Unterbringung in Sammelunterkiinften genaue Zusatze wie
.Haus 3" oder ,Flur 8). Das Mitteilungsschreiben mit der zugeteilten IdNr wird dann an die von der
Meldebehérde Ubermittelte Adresse versandt. Da die Schreiben nicht taglich gedruckt werden, kénnen
zwischen der Datenidbermittiung der Meldebehérde und dem tatsdchlichen Versand des
Mitteilungsschreibens mehrere Tage vergehen.

Hinweis: Eine bereits zugeteilte IDNr kann tber die Internetseite des BZSt erneut in Erfahrung gebracht
werden. Uber ein Webformular lasst sich ein erneuter Mitteilungsversand an die Meldeadresse
anstol3en.

33. Erstattungs- und Nachzahlungszinsen:
Zinssatzsenkung auf 1,8 % pro Jahr in Sicht

Steuernachzahlungen werden derzeit noch mit 6 % pro Jahr (0,5 % pro Monat) verzinst. Der Zinslauf
beginnt 15 Monate nach Ablauf des Steuerentstehungsjahres - fir den Veranlagungszeitraum 2022 also am
01.04.2024. Ergeht ein Steuerbescheid mit Nachzahlungsbetrag erst nach diesem Datum, muss der
Steuerzahler dem Finanzamt - neben dem Nachzahlungsbetrag - also zuséatzlich 6%ige Zinsen zahlen.

Hinweis: Auch Steuererstattungen werden mit 6 % pro Jahr verzinst - das heil3t, Steuerzahler erhalten
diese hohen Zinsen vom Finanzamt, wenn eine Steuererstattung allzu spat erfolgt.

Im Juli 2021 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass die Verzinsung von
Steuernachforderungen und -erstattungen von 6 % pro Jahr ab 2014 verfassungswidrig ist. Das Gericht
argumentierte dabei mit dem seit Jahren anhaltend niedrigen Zinsniveau auf dem Kapitalmarkt, mit dem die
Zinshdhe von 6 % pro Jahr nicht mehr vereinbar sei. Fur Verzinsungszeitraume 2019 und spater wurde der
Steuergesetzgeber aufgefordert, eine verfassungsgemafe Neuregelung zu treffen (bis zum 31.07.2022).

Das Bundesfinanzministerium hat nun einen Referentenentwurf zu einer gesetzlichen Neuregelung vorgelegt
(Zweites Gesetz zur Anderung der Abgabenordnung und des Einfilhrungsgesetzes zur Abgabenordnung).
Am 30.03.2022 hat das Bundeskabinett diese Neuregelung beschlossen. Nun muss sie noch vom
Bundestag verabschiedet werden; zudem muss der Bundesrat zustimmen.

Nach den Neuregelungen soll der Zinssatz fiir Nachzahlungs- und Erstattungszinsen ab dem 01.01.2019 auf
0,15 % pro Monat (= 1,8% pro Jahr) gesenkt werden. Dieser Zinssatz orientiert sich am aktuellen
Basiszinssatz nach dem Birgerlichen Gesetzbuch von -0,88 % und beinhaltet einen Aufschlag von 2,7
Prozentpunkten, was laut Referentenentwurf ein sachgerechter Zuschlag sein soll.

Nach den geplanten Neuregelungen soll zudem mit Teilverzinsungszeitraumen in den Fallen gerechnet
werden, in denen unterschiedliche Zinssatze im Zinslauf zur Anwendung kommen. Dies ist beispielsweise
der Fall, wenn sich der Verzinsungszeitraum vom 01.05.2018 bis zum 15.07.2019 erstreckt.

Zudem ist im neuen Gesetz geregelt, dass die Angemessenheit des neuen Zinssatzes unter
Berlicksichtigung der Entwicklung des Basiszinssatzes mindestens alle drei Jahre mit Wirkung fir
nachfolgende Verzinsungszeitraume evaluiert werden muss - eine erstmalige Uberprifung muss somit
spatestens zum 01.01.2026 erfolgen.
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Bei noch nicht bestandskraftig festgesetzten Zinsen werden die Finanzamter den neuen Zinssatz nach
Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens riickwirkend ab Januar 2019 anwenden. Im Fall der
Neuberechnung von Erstattungszinsen durch Aufhebung oder Anderung des Steuerbescheids darf der
Steuerzahler aber im Vergleich zur letzten Zinsfest-setzung nicht schlechter gestellt werden. Das bedeutet,
dass weder eine Rickzahlung festgesetzter noch vorlaufig erhaltener Erstattungszinsen erforderlich ist.

Hinweis: Der Zinssatz wird durch das neue Gesetz nicht fir Stundungs-, Hinterziehungs- und

Aussetzungszinsen angepasst - hier wird also weiterhin ein Zinssatz von 6 % pro Jahr angewandt. Ob
und wann hier eine Anpassung erfolgt, ist derzeit offen.
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Juli 2022

11.07. (*14.07.)
Umsatzsteuer
(Monats-/Quartalszahler)

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monats-/Quartalszahler)

27.07.
Sozialversicherungsbeitrage

MAYRHOFER-GRIMM

Steuerberater

August 2022
10.08. (*/**15.08.)
Umsatzsteuer
(Monatszahler)

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler)

**15.08. (*18.08.)
Gewerbesteuer
Grundsteuer

29.08.

Sozialversicherungsbeitrage

vereidigter Buchpriifer

September 2022
12.09. (*15.09.)
Umsatzsteuer
(Monatszahler)

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler)

Einkommensteuer mit SolZ u. KiSt
(Vorauszahlung)

Korperschaftsteuer mit Solz
(Vorauszahlung)

28.09.
Sozialversicherungsbeitrage

*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht fir Bar- und Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck erst drei Tage nach

dessen Eingang bewirkt.

**) In Regionen, in denen der 15.08. ein gesetzlicher Feiertag ist, verschiebt sich der Ablauf der Zahlungsfrist auf den
16.08., der Ablauf der Zahlungsschonfrist auf den 19.08.

Alle Beitrage sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung kann trotz sorgfaltiger Bearbeitung nicht
Uibernommen werden. Zu den behandelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.

TREU 07_22

01.07.2022

Seite 26 von 26



	UNTERNEHMER
	1. Vermietung von Firmengebäuden: Vertraglich auf den Mieter umgelegte Grundsteuer gehört zum Gewerbeertrag
	2. Umsatzsteuererstattung: Direktanspruch gegenüber dem Fiskus
	3. Investitionsumsatz: Vorsteuerabzug eines Gesellschafters
	4. Bundesfernstraßenbau: Verkehrsprojekte von Public-Private-Partnerships
	5. Entspannen vor dem Abflug: Ist die Zugangsberechtigung zu Flughafenlounges umsatzsteuerpflichtig?
	6. Liebhaberei: Wie ist die Vermietung einer Burg einzuordnen?
	7. Bauträgerfälle: Aufrechnung durch das Finanzamt zweifelhaft
	8. Kundenbindungsprogramm: Wie sind Prämien steuerlich zu berücksichtigen?
	9. Schuldzinsenhinzurechnung: Wie werden Bauzeitzinsen bei der Gewerbesteuer berücksichtigt?
	10. Rückwirkender Antrag: Kann nachträglich eine Steuerbefreiung für einen Sanierungsgewinn erfolgen?

	FREIBERUFLER
	11. Freiberufliche Tätigkeit: Wie wird ein Freiberufler aus Versehen gewerblich tätig?

	ÄRZTE UND HEILBERUFE
	12. Privatkliniken: Neue Grundsätze zur Umsatzsteuerbefreiung

	ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER
	13. Dienstwagen: Kaufprämien und Steuervorteile machen Umstieg auf Elektro attraktiv
	14. Werksangehörigenrabatt: Vergünstigung beim Autokauf kann zu versteuernder Drittlohn sein
	15. Kaufkraftzuschläge zum 01.04.2022: BMF veröffentlicht neue Gesamtübersicht
	16. Erbschaftsteuerlicher Wohnsitz: Welche Besonderheit gilt bei Bediensteten der EU?
	17. Bildungsreise: Wann können Reisekosten als Werbungskosten berücksichtigt werden?
	18. Betriebliche Altersversorgung: Zuschusspflicht des Arbeitgebers ab diesem Jahr auch für Altverträge

	HAUSBESITZER
	19. Grundsteuerreform: Ab Juli können Eigentümer ihre Erklärungen abgeben
	20. Privates Veräußerungsgeschäft: Wann Sie den Buchwert als Entnahmewert ansetzen müssen

	ALLE STEUERZAHLER
	21. Überlange Verfahrensdauer: Kein Entschädigungsanspruch wegen Corona-Verzögerungen
	22. Volljährige Kinder: Kindergeldanspruch wegen Berufsausbildung erlischt bei langfristiger Krankheit
	23. Nachlassverbindlichkeit: Auch Baukosten für aufwendiges Mausoleum können Erbschaftsteuer mindern
	24. Verschiebung einer Gerichtsverhandlung: Nur echte „Last-Minute-Anträge“ erfordern direkten Krankheitsnachweis
	25. Airbnb-User aufgepasst: Vermietungsplattformen müssen Daten offenlegen
	26. Außergewöhnliche Belastungen: Unterhalt an geduldete Angehörige ist nicht absetzbar
	27. Künstliche Befruchtung im Ausland: Behandlung mit gespendeter Eizelle ist nicht absetzbar
	28. Neue Allgemeinverfügung: Einsprüche gegen zumutbare Belastung werden zurückgewiesen
	29. Kosten einer Klage: Wer trägt die Kosten, wenn ein Nachweis erst im Klageverfahren erbracht wird?
	30. Allergien: Wann Medikamente und Therapien steuerlich abziehbar sind
	31. Spritpreise und Tankrabatt: Welche Steuern und Abgaben an der Zapfsäule fällig werden
	32. Geflüchtete und Asylsuchende: Jeder bekommt eine steuerliche Identifikationsnummer
	33. Erstattungs- und Nachzahlungszinsen: Zinssatzsenkung auf 1,8 % pro Jahr in Sicht

	STEUERTERMINE

